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BBW nimmt  
Dialog auf

Grün-Schwarz auf dem 
Weg zur Koalition

Alles neu macht der Mai?



Als eigenständige Spitzenorganisation der Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes in der Bundes-
republik Deutschland betreibt der dbb beamtenbund
und tarifunion und mit ihm in Baden-Württemberg
der BBW eine gezielte Berufspolitik für den öffent-
lichen Dienst.

Die an den Problemen der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes ausgerichtete Interessenvertretung
ist nicht nur für diese selbst unverzichtbar:
Sie nützt zugleich den Bürgerinnen und Bürgern
und trägt zur Lösung staatlicher und gesellschafts-
politischer Probleme aus der unverfälschten
Erfahrung und Interessenlage der im öffentlichen
Dienst arbeitenden Menschen bei.

Die alle Sparten und Funktionen des öffentlichen
Dienstes berücksichtigende Mitgliederstruktur des
Beamtenbundes und sein demokratischer Aufbau
garantieren, dass auch in Zeiten wachsender Gleich-
gültigkeit gegenüber Aufgaben, Struktur und Funk-
tion des öffentlichen Dienstes bei politischen
und gesellschaftlichen Instanzen sachverständige
und engagierte Interessenvertretung geleistet wird.
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das Dauerthema Flüchtlin-
ge ist in Baden-Württem-
berg auf „Platz zwei“ ge-
rückt. Nur noch eine Frage 
beherrscht in diesen Wo-
chen die öffentliche Diskus-
sion im Land: Welche Koali-
tion wird nach den Ergeb-
nissen der Landtagswahl 
am 13. März möglich sein?

Der Wähler hat gespro-
chen. Ein grandioses Ergeb-
nis für die Grünen, nein, für 
Ministerpräsident Kretsch-
mann, katastrophale Ein-
brüche bei CDU und SPD, 
eine wiedererstarkte FDP 
und die AfD als neue Partei 
im Landtag, ad hoc mit 15 
Prozent. Das Parteiengefü-
ge hat sich radikal verän-
dert. Diesen Wählerwillen 
müssen die etablierten Par-
teien hinnehmen, ja res-
pektieren. Schuldzuweisun-
gen sind fehl am Platz. 

An dieser Stelle meinen 
aufrichtigen Glückwunsch 
an Ministerpräsident 
Kretschmann, den die Men-
schen als Landesvater ge-
wählt haben. Es scheint in 
diesen Tagen wieder auf 
eine „Regentschaft 
Kretschmann“ hinauszulau-
fen. Grün-Schwarz, darauf 
deutet alles hin. Die Chan-
cen für eine Ampel sind ge-
ring, noch geringer für eine 
„nationale Koalition“ aus 
CDU, SPD und FDP. Bei letz-
terem macht die SPD nicht 
mit, zur Ampel scheint die 
FDP nicht bereit zu sein. 
Also wird es die „Kohärenz-
Koalition“ aus Grünen und 
CDU geben?! Auf die dazu 

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,
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Editorial

notwendigen Kompromisse können 
wir  gespannt sein.

Die Reizfelder liegen auf der Hand: 
Infrastruktur-, Sicherheits- und Bil-
dungspolitik, weniger Wirtschafts- 
oder Digitalpolitik. Wie sind deut-
lich konträre Auffassungen in einen 
Koalitionsvertrag zu bringen? Stra-
ßenneubau und Straßenerhalt ge-
gen Radwege und Radunterstell-
plätze, Reform der Polizeireform, ja 
oder nein, Kennzeichnung der Poli-
zistinnen und Polizisten, Alkoholver-
bot auf öffentlichen Plätzen, Exis-
tenz oder Ausbau der Gemein-
schaftsschulen und ihre finanzielle 
Ausstattung, ideologiefreie Bil-
dungspläne bis hin zu G 8 oder/und 
G 9, ganz zu schweigen vom Bil-
dungszeit- und Tariftreuegesetz 
oder ökologischer und konventio-
neller Landwirtschaft … Spannende 
Wochen liegen vor uns.

Kommen wir zu unseren Kernfra-
gen, die einer Lösung oder Erledi-
gung harren. Vor der Landtagswahl 
hat die CDU angekündigt, die abge-
senkte Eingangsbesoldung zurück-
zunehmen, das nächste Tarifergeb-
nis TV-L 2017 inhalts- und zeitgleich 
auf die Beamten übertragen zu wol-
len, Korrekturen bei den Beihilfever-
schlechterungen der vergangenen 
Legislatur  in den Blick zu nehmen. 
Alles Ansätze, die bislang diametral 
von den Grünen gesehen werden. 
Alte Vorstellungen, wie Pensionen 
zu kürzen, Nullrunden zu verordnen 
oder die Beamtenbesoldung dürftig 
zu halten, sind von aktuellen Urtei-
len des Bundesverfassungsgerichts 
zurückgestutzt worden. So hoffe 
ich, dass auch die Erfahrungen der 
vergangenen Jahre zu einem kons-
truktiven Dialog der künftigen Lan-
desregierung mit dem öffentlichen 
Dienst und der Beamtenschaft zu-

rückführen werden. Dazu ist der 
BBW, dazu ist die Landesleitung des 
Beamtenbundes bereit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ver-
gessen wir über der „großen Politik“ 
nicht unsere ureigenen Anliegen. 
Die Tarifrunde 2016 im Rahmen des 
TVöD hat begonnen. Wir sollten 
wieder alle zusammenstehen und 
gemeinsam in Aktionen und wenn 
nötig auch mit härteren Maßnah-
men einen gerechten Tarifabschluss 
erzielen. Die Belastung der Kommu-
nen in der Flüchtlingsfrage darf 
nicht zu einem Sparen am öffentli-
chen Dienst führen. Es gilt darüber 
hinaus, angesichts des bereits be-
gonnenen, konkurrierenden Wer-
bens um tüchtigen Nachwuchs, die 
Arbeit im öffentlichen Dienst at-
traktiv zu halten, mittels weicher 
Faktoren wie zum Beispiel der Teil-
zeitmöglichkeiten, aber auch durch 
harte Faktoren wie Beamtenstatus 
oder Bezahlung.

 

Mit kollegialen Grüßen 

 
 
 

Ihr Volker Stich       
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Die Zeichen stehen auf Grün-Schwarz – Ringen um neue Regierung hat begonnen

BBW nimmt Dialog auf und wirbt für 
konstruktives Miteinander
Baden-Württembergs Wählerinnen und Wähler haben der Politik im Land 
bei der Bildung einer neuen Regierung eine schwierige Aufgabe gestellt. 
Für Grün-Rot reicht es nicht mehr. Das ist Fakt. Jetzt stehen die Zeichen auf 
Grün-Schwarz. Erste Gemeinsamkeiten wurden bereits ausgemacht. Unge-
achtet dessen hat BBW-Chef Volker Stich das Gespräch mit Vertretern aller 
bislang im Landtag vertretenen Parteien aufgenommen und für ein kons-
truktives Miteinander in der neuen Legislaturperiode geworben. 

Mit sechs wiedergewählten 
Abgeordneten hat der BBW-
Vorsitzende in der Woche vor 
Ostern gesprochen, mit Muh-
terem Aras von Bündnis 90/Die 
Grünen, den CDU-Abgeordne-
ten Thomas Blenke und Willi 
Stächele, den bis zur Regie-
rungsbildung noch amtieren-
den SPD-Ministern Reinhold 
Gall, Rainer Stickelberger und 
Andreas Stoch sowie Hans-Ul-
rich Rülke, dem Vertreter der 
Liberalen.  

Teils traf sich Stich mit den Po-
litikern, teils telefonierte er mit 
ihnen. Aber all den sechs Abge-

ordneten, die auch dem 16. 
Landtag von Baden-Württem-
berg angehören werden, hat 
der BBW-Vorsitzende vorgetra-
gen, was seine Organisation 
von der neuen Landesregie-
rung erwartet und dass die 
Kommunikation zwischen der 
Landesregierung und den Be-
amtinnen und Beamten, mit 
dem BBW an der Spitze, ver-
bessert werden muss. Dazu sei 
der BBW bereit.

Im Grundsatz hat sich an den 
Forderungen, die der BBW in 
den zurückliegenden Monaten 

immer wieder erhoben hatte, 
 nichts geändert. Er fordert von 
der neuen Landesregierung – 
wie immer sie zu guter Letzt 
aussehen mag – in erster Linie 
Wertschätzung und Anerken-
nung für die Arbeit im öffentli-
chen Dienst sowie die Teilhabe 
an der wirtschaftlichen Ent-
wicklung bei der Anpassung 
von Vergütung, Besoldung und 
Versorgung. Genauso wichtig 
ist dem BBW aber auch, dass 
die Gehälter aller öffentlich Be-
schäftigten stimmen. Voraus-
setzung dafür sei, dass die Ab-
senkung der Eingangsbesol-
dung von jungen Beamtinnen 
und Beamten umgehend zu-
rückgenommen werde und 

dass die Tarifbeschäftigten 
leistungsgerecht bezahlt wer-
den, sagt Stich. Zudem unter-
streicht er die Notwendigkeit 
für ein Paket an Maßnahmen, 
damit Arbeitsplätze im öffent-
lichen Dienst für qualifizierten 
Nachwuchs wieder interessant 
werden. Zu diesem Maßnah-
menpaket zählten neben ver-
besserten und flexibleren Ar-
beitsbedingungen für alle, zu-
dem speziell für den Beamten-
bereich die Korrektur von Bei-
hilfeverschlechterungen und 
die Sicherung der lebenslangen 
Alimentation.

Zudem verlangt der BBW, dass 
die Stellensituation der Polizei 
verbessert und die Polizeitech-
nik und Ausstattung optimiert 
werden. In Zeiten zunehmen-
der terroristischer Bedrohung 
müsse alles für die Sicherheit 
der Bürgerinnen und Bürger 
unternommen werden. Zudem 
sei es allerhöchste Zeit, die Po-
lizistinnen und Polizisten zu 

Der CDU-Mann Thomas 
Blenke hat seit 2001 einen 
Sitz im Landtag. In der ver-
gangenen Legislaturperiode 
war er Vorsitzender des Ar-
beitskreises VI Innenpolitik 
und Mitglied der Arbeits-
gruppe Mittelstand, des Ar-
beitskreises XI Europa und 
Internationales und des Un-
tersuchungsausschusses 
Rechtsterrorismus/NSU BW.

Muhterem Aras gehört dem 
baden-württembergischen 
Landtag seit 2011 an. In der 
vergangenen Legislatur war 
sie die finanzpolitische Spre-
cherin der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen, Vorsitzende 
des Arbeitskreises Finanzen 
und Wirtschaft sowie Mit-
glied im Arbeitskreis Bildung.

Reinhold Gall gehört seit 
2001 der SPD-Fraktion im 
baden-württembergischen 
Landtag an. Nach dem 
Wahlsieg von Grün-Rot im 
Jahr 2011 wurde er Innen-
minister der ersten grün- 
roten Landesregierung.

Hans-Ulrich Rülke ist seit 
2006 Mitglied des Landtags 
von Baden-Württemberg 
und seit Juni 2009 Vorsitzen-
der der FDP/DVP-Fraktion. In 
der vergangenen Legislatur-
periode war er in seiner 
Fraktion auch der Sprecher 
für Finanzen und Wirtschaft.
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entlasten, die allesamt einen 
Berg an Überstunden vor sich 
herschieben.  

Investitionen in Bildung und 
Wissenschaft sind Investitio-
nen in die Zukunft. Deshalb 
drängt der BBW darauf, dass 
die Voraussetzungen für eine 
optimale Erziehung, Bildung 
und Ausbildung in der Schule 
gewährleistet sind. Damit 
Steuergelder für all die not-
wendigen Maßnahmen in die 
Haushaltskasse fließen, fordert 
der BBW die neue Landesregie-
rung eindringlich auf, die Steu-
erverwaltung weiterhin perso-
nell zu stärken. 

Willi Stächele ist seit 1992 
Mitglied der CDU-Fraktion 
im baden-württembergi-
schen Landtag. Er hat im 
Verlauf seiner politischen 
Laufbahn wiederholt Minis-
terämter bekleidet, zuletzt 
das Amt des Finanzministers 
in der Regierung Oettinger/
Mappuss. Im 15. Landtag 
von Baden-Württemberg 
war er Mitglied der Arbeits-
gruppe Medien, der Arbeits-
gruppe Netzpolitik sowie des 
Arbeitskreises VIII Wissen-
schaft, Forschung und Kunst.

Rainer Stickelberg, wie sein 
Fraktionskollege Gall seit 
2001 Abgeordneter der SPD 
im baden-württembergi-
schen Landtag, ist seit 2011 
der Justizminister des Lan-
des. 

Andreas Stoch gehört seit 
2009 der SPD-Fraktion des 
baden-württembergischen 
Landtags an. Das Amt des 
Ministers für Kultus, Jugend 
und Sport übernahm er im 
Jahr 2013. 

Nach drei grün-schwarzen Sondierungsrunden

Weg für Koalitionsverhandlungen ist frei
CDU-Landeschef Thomas Strobel sieht Chancen für eine grün-schwarze 
Landesregierung in Baden-Württemberg. Trotz unterschiedlicher Vorstel-
lungen sei es nicht von vornherein ausgeschlossen, Brücken und Kompro-
misse zu finden, sagte er nach dem dritten Sondierungsgespräch am  
29. März 2016. Tags drauf machten die CDU-Gremien den Weg für  
Koalitionsverhandlungen frei. 

Aus Sicht der Grünen stand Ko-
alitionsverhandlungen bereits 
nach der dritten Sondierungs-
runde nichts im Wege. Das 
sagte zumindest Landespartei-
chefin Thekla Walker vor der 
Presse. Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann hingegen 
betonte, dass beide Partner 
„ihren Markenkern“ in einer 
Koalition wiederfinden müss-
ten. Er hält dies für machbar, 
wenn beide kompromissbereit 
seien. 

Während es in der ersten Son-
dierungsrunde um den Etat und 
die Schuldenbremse ging, in der 
zweiten um die Themen Ver-
kehr, Bildung, innere Sicherheit 
und Internet, standen in der 
dritten die Energiewende, der  
Klima- und Naturschutz und 
das Thema Bürgerbeteiligung 

im Mittelpunkt. Ministerpräsi-
dent Kretschmann sprach nach 
dem Gespräch von einer „ernst-
haften, angenehmen und ver-
bindlichen Atmosphäre“. 

Auch Thomas Strobl sprach von 
einer „sehr guten sachorien-
tierten Atmosphäre“ der Son-
dierung. Gemeinsam suche 
man nach Wegen, das Land vo-
ranzubringen, räumte zugleich 
aber auch unterschiedliche 
Standpunkte über das „wie“ 
ein. Klar sei, dass Grün-Schwarz 
nicht die Fortführung von 
Grün-Rot sein könne. „Wir wol-
len eigene Akzente setzen“, be-
tonte Strobl. Von einer Liebes-
heirat mit den Grünen könne 
keine Rede sein. Vielmehr müs-
se es um ein „von Vertrauen 
geprägtes Arbeitsverhältnis“ 
gehen. Damit liegt Strobl ganz 

auf Linie mit Thekla Walker, 
Landesvorsitzende der Grünen. 

Zu den Inhalten der Sondie-
rung erklärte Ministerpräsi-
dent, es gebe keine unüber-
windlichen Differenzen. Man 
habe „Oberziele“ formuliert. 
Dazu gehöre, das Wirtschafts-
wachstum vom Naturver-
brauch zu entkoppeln. Als ge-
meinsames Ziel nennt Kretsch-
mann den Plan, die Digitalisie-
rung mit der ökologischen  
Modernisierung zu verbinden. 
Auch die Bürgerbeteiligung 
gelte es weiterzuentwickeln. 
Sie darf aus Sicht der CDU aber 
nicht in Konkurrenz zur direk-
ten Demokratie treten. Re-
formbedarf sehen die Grünen 
beim Landtagswahlrecht, Ver-
handlungsbedarf beim Thema 
Windkraft. Die Klärung der Ein-

zelfragen werde mit Sicherheit 
nicht leicht, räumt Kretsch-
mann ein.

Für die CDU sind innere Sicher-
heit und Bildung von großer 
Bedeutung. Angesichts der ak-
tuellen Terrorlage müsse die 
Polizei besser ausgerüstet wer-
den und mehr Personal bekom-
men, sagt CDU-Landeschef 
Strobl. CDU-Fraktionschef  
Guido Wolf bezeichnet die Bil-
dungspolitik als Markenkern 
der CDU. An Konfliktstoff man-
gelt es hier nicht: Während die 
CDU Wahlfreiheit zwischen 
dem acht- und neunjährigen 
Gymnasium versprochen hat, 
halten die Grünen dies für 
überflüssig. Hinzu kommen die 
unterschiedlichen Positionen 
zur Gemeinschaftsschule und 
zum Bildungsplan.

Die konstituierende Sitzung 
des neuen Landtags ist für den 
11. Mai geplant. Ziel von Grü-
nen und CDU ist es, die Ver-
handlungen bis dahin abzu-
schließen. Am 12. Mai soll der 
Landtag den neuen Minister-
präsidenten wählen. 
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Menschenwürde
Eine Aktion des BBW – Beamtenbund Tarifunion

Rassismus und Fremdenfeindlichkeit haben bei uns keinen Platz. Schutz und Achtung der Menschen-
würde sind uns Verpflichtung. Dazu steht der öffentliche Dienst – wer denn sonst?

„Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu 
schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“ 

(Art. 1 Abs. 1 GG)

Volker Stich  
(Vorsitzender BBW):
„Ob Beamtinnen, Beamte oder 
Tarifbeschäftigte des öffentli-
chen Dienstes – sie alle sind Ga-
ranten der staatlichen Daseins-
vorsorge, Garanten für Sicher-
heit und Freiheit in allen Lebens-
bereichen. Auf unseren öffentli-
chen Dienst ist Verlass – auch in 
Krisenzeiten wie diesen, trotz. 
staatlichem Raubbau an den 
Personalressourcen.“

Waldemar Futter  
(stellvertretender 
Vorsitzender BBW):
„Die Angst vor dem Frem-
den überwinden in der  
Gewissheit, dass nur die 
Wahrung der Persönlich-
keitsrechte ein faires und 
kooperatives Miteinander 
gewährleisten und die Ein-
heit in der Vielfalt sichern 
können.“

Joachim Lautensack (stellver
tretender Vorsitzender BBW):
„Die Stärke unserer Kolleginnen 
und Kollegen ist Kontinuität, 
Neutralität, Gleichbehandlung, 
Leistungsbereitschaft in guten 
wie in schwierigen Zeiten. Sie 
gewährleisten Schutz und Si-
cherheit und stehen wie wir aus 
tiefstem Selbstverständnis ge-
gen Rassismus und Fremden-
feindlichkeit.“
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Dorothea FaisstSteigleder (stell
vertretende Vorsitzende BBW):
„Frauenrechte sind Menschen-
rechte, die Frauen zu Recht be-
anspruchen. Das gilt hierzulan-
de und das müssen auch jene 
anerkennen, die aus einem an-
deren Kulturkreis zu uns kom-
men. Wir sind für Gleichberech-
tigung von Frauen und Män-
nern, und zwar nicht nur de jure, 
sondern de facto. Es darf keine 
Diskriminierung der Frauen ge-
ben, keine Gewalt jeglicher Art 
gegen sie, keinen sexuellen 
Missbrauch und natürlich auch 
keinen Frauenhandel.“



Gerhard Brand (stellver
tretender Vorsitzender BBW):
„Toleranz und Wertschätzung 
auf der Grundlage unseres 
Grundgesetzes und unserer Lan-
desverfassung sind die Basis für 
ein vertrauensvolles Miteinan-
der. Dieses zu vermitteln ist uns 
genauso Verpflichtung wie der 
stetige Appell, gegenseitig  
Respekt zu üben und die persön-
liche Würde zu achten.“ 

Ralf Kusterer  
(Landesvorsitzender der DPolG):
„Fremdenhass, Antisemitismus 
und Rassismus dürfen in unserer 
Gesellschaft keinen Platz haben. 
Wir werden uns auch künftig 
mit Engagement, Überzeugung 
und allen uns zur Verfügung ste-
henden Kräften all denjenigen 
entgegenstellen, die Menschen 
anderer Herkunft oder anderen 
Glaubens diskriminieren, belei-
digen oder anzugreifen versu-
chen. Auch und gerade gegen-
über denjenigen, die aus den Kri-
senregionen dieser Welt bei uns 
Schutz und Hilfe suchen, fühlen 
wir uns als Polizei in besonderer 
Weise verpflichtet.“

Daniel von der Ohe  
(Vorsitzender bbwjugend):
„Die bbw-jugend steht zum 
Grundrecht auf Asyl. Sie verab-
scheut jegliche Form von Frem-
denfeindlichkeit. Diskriminierung 
wird von uns nicht toleriert, nicht 
in Bezug auf Nationalität, Religi-
on, Weltanschauung, Alter, Ge-
schlecht, Behinderung oder sexu-
eller Identität.“

Herbert Huber  
(Vorsitzender BLV):
„Die Beruflichen Schulen 
stellen sich verantwortlich, 
engagiert und hoch kompe-
tent der Herausforderung, 
die zugewanderten Men-
schen in unsere Gesellschaft 
zu integrieren. Der BLV ist 
der festen Überzeugung, 
dass die Integration der 
Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte in die Ge-
sellschaft und in die Arbeits-
welt ohne den Beitrag der 
Beruflichen Schulen nicht 
gelingen kann. Gute Bildung 
ist Voraussetzung zum Ver-
ständnis unserer christlichen 
Tradition und der Grund-
rechte des Grundgesetzes.“

Kai Rosenberger  
(stellvertretender Vorsitzender BBW): 
„Eine qualitativ und quantitativ gut 
ausgestattete Finanzverwaltung ist 
Grundlage für das Bemühen um Steuer-
gerechtigkeit. Nur wenn jetzt Steuer-
einnahmen auch vollständig ausge-
schöpft werden, können die anstehen-
den Aufgaben im Zusammenhang mit 
der Flüchtlingsfrage gelöst werden. Wer 
Vorurteile abbaut, wird die Chancen 
der Migration erkennen. Die interkultu-
relle Kompetenz kann die öffentliche 
Verwaltung nicht nur attraktiver, son-
dern auch leistungsstärker machen.“

<BBW – Beamtenbund Tarifunion

Manuela Gebele (stellver
tretende Vorsitzende BBW):
„Jeder Mensch, egal welcher Na-
tionalität und Hautfarbe, hat 
ein Recht ohne Verfolgung in 
Frieden und Freiheit zu leben. 
Wenn wir der Bedrohung ausge-
setzt wären wie jene, die vor 
Krieg und Terror fliehen, dann 
würden auch wir uns auf den 
Weg machen. Jeder sollte sich 
das immer wieder bewusst ma-
chen. Unsere Kolleginnen und 
Kollegen in allen Bereichen der 
Verwaltung tragen deshalb mit 
unermüdlichem Einsatz dazu 
bei, die große Herausforderung 
des Flüchtlingszustroms zu  
meistern.“

Alexander Schmid  
(Vorsitzender BSBD):
„Das Grundgesetz ist nicht verhandel-
bar. Die darin verankerten Rechte dür-
fen nicht aufgrund politischer Defizite 
oder diffuser Ängste infrage gestellt 
werden. Gleichwohl ist die Politik gefor-
dert, sich der manchmal auch unange-
nehmen politischen Auseinanderset-
zung mit Parteien und auch besorgten 
Bürgern zu stellen. Unsere pluralistische 
Gesellschaft lebt von dieser Kultur der 
kontroversen Kommunikation. Ausgren-
zung ist sowohl im politischen Raum 
wie auch gegenüber den Opfern der 
Flüchtlingskrise keine Handlungsoption. 
Manchem Brandstifter rate ich, doch 
mal in das Buch der deutschen Ge-
schichte zu schauen. Ich will meiner 
Tochter nie erklären müssen, warum wir 
die Augen vor den Menschenfeinden 
verschlossen hätten.“

Der öffentliche Dienst – verlässlich –  
unvoreingenommen – unverzichtbar



Sinkende Attraktivität und restriktive Personalpolitik – Wirtschaftsexperten  
stellen fest: 

Öffentlicher Dienst auf dem Weg zur 
Überalterung
Arbeitsbedingungen und Entlohnung im öffentlichen Dienst von Städten 
und Gemeinden sind alles andere als rosig. Wenn die Arbeit in Kommunal-
verwaltungen nicht attraktiver wird und sich an den Rahmenbedingungen 
der Anstellungspolitik nichts ändert, werden Mitarbeiter jenseits von 55 in 
wenigen Jahren die mit Abstand größte Altersgruppe unter den Beschäftig-
ten stellen. Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie, für die die Ökonomen 
Katrin Schmid und Dr. Peter Wilke verantwortlich zeichnen.

Das Ergebnis der Studie über-
rascht BBW-Chef Volker Stich 
nicht. Sollte die Politik nicht 
umgehend umsteuern, be-
fürchtet er jedoch nicht nur für 
die Kommunalverwaltungen ei-
nen drohenden Überalterungs-
prozess, sondern für die gesam-
te öffentliche Verwaltung. „Der 
öffentliche Dienst braucht qua-
lifizierten Nachwuchs“, sagt 
Stich und mahnt zugleich: „den 
kann man aber nur mit einem 
attraktiven Arbeitsplatzange-
bot und entsprechender Bezah-
lung gewinnen“. 

Ähnlich argumentieren die 
Ökonomen Schmid und Wilke 
die Kommunalverwaltung be-
treffend: „Die kommunale Ver-
waltung ist nicht mehr per se 
ein attraktiver Arbeitgeber“, 
stellen sie in der Untersuchung 
fest, die unter anderem auch 
von der Hans-Böckler-Stiftung 
gefördert wurde. Fehlende sys-
tematische Personalentwick-
lung, Entgeltrückstände gegen-
über anderen Wirtschaftsbe-
reichen und die Befristung von 
Stellen „rächen“ sich, so die 
Wirtschaftsexperten. Sie ha-
ben zahlreiche Statistiken aus-
gewertet sowie Interviews mit 
Vertretern von Kommunalver-
waltungen und Personalräten 
geführt. Ihre Lagebeschrei-
bung, die auch detaillierte Da-
ten für die einzelnen Bundes-
länder bietet, zeigt, dass die 
Sparpolitik an eine Grenze ge-
stoßen ist: Weitere Einsparun-

gen beim Personal seien nur 
noch „auf Kosten der Funkti-
onsfähigkeit der Verwaltung“ 
zu realisieren.

Nach zwei von Stellenabbau 
und Privatisierung geprägten 
Jahrzehnten arbeiten heute 
noch gut vier Millionen Beamte 
und Angestellte im gesamten 
öffentlichen Dienst in Deutsch-
land – zweieinhalb Millionen 
weniger als 1991. In der Kom-
munalverwaltung im engeren 
Sinn, das heißt ohne Kitas, Sozi-
alarbeiter, Feuerwehr oder 
Stadtwerke, sind derzeit rund 
eine halbe Million Menschen 
beschäftigt. Recht attraktiv sind 
deren Arbeitsbedingungen ei-
gentlich nur in einer Hinsicht, 
zeigt die Studie: Dank sehr flexi-
bler Arbeitszeiten lassen sich 
Familie und Beruf besser verein-
baren als in anderen Branchen. 
Diesem Vorzug stehen jedoch 
diverse Nachteile gegenüber.

 < Arbeitsbelastung:

Viele Städte und Gemeinden 
haben in der jüngeren Vergan-
genheit zusätzliche Aufgaben 
von Bund oder Ländern über-
nommen. Sei es beim Umwelt-
schutz, Straßenbau oder der 
Forstverwaltung. Möglichst 
viele Vorgänge sollten kosten-
günstig und bürgernah auf die 
unterste Verwaltungsebene 
verlagert werden. Das Problem: 
Häufig bekamen die Kommu-
nen zwar neue Aufgaben, der 

Personalbestand nahm aber 
nicht im selben Umfang zu wie 
das Aufgabenvolumen. Ent-
sprechend berichten Personal-
räte, dass die Themen Stress, 
Zeitdruck und Überlastung im-
mer größere Bedeutung gewin-
nen. Selbst wenn die Behörden-
spitze trotz aller Sparverord-
nungen und Haushaltssperren 
die Einstellung einer neuen Kol-
legin oder eines neuen Kollegen 
zugesichert hat, dauert es oft 
Monate, bis die Stelle dann tat-
sächlich besetzt ist. Und in die-
ser Zeit machen die anderen 
die Arbeit mit. Zudem ist das 
Arbeitstempo gestiegen, nicht 
zuletzt durch den Einsatz von 
Computertechnik. Gleichzeitig 
erhöhten flache Hierarchien 
den „Verantwortungsdruck“ 
auf den unteren Ebenen, kons-
tatieren die Experten.

 < Überalterung: 

Ein Viertel der Beschäftigten 
in der Kommunalverwaltung 
ist 55 Jahre oder älter; im ge-
samtwirtschaftlichen Durch-
schnitt liegt der Anteil dieser 
„rentennahen“ Jahrgänge le-
diglich bei 17 Prozent. Dahin-
ter verberge sich jedoch kein 
demografisches Problem, sch-
reiben Schmid und Wilke, son-
dern ein hausgemachtes. Es 
gebe nicht zu viele Ältere, son-
dern zu wenige Junge. „Es hat 
eine Ausdünnung der Alters-
klassen unter 45 Jahren statt-
gefunden durch eine restrikti-

ve Personalpolitik mit jahre-
langen und anhaltenden Ein-
stellungs- und Wiederbeset-
zungssperren, einem deutlich 
reduzierten Ausbildungsange-
bot und der Anwendung von 
befristeten Arbeitsverträgen.“ 
In den Kommunalverwaltun-
gen habe die Zahl befristeter 
Jobs, mit denen sich vor allem 
junge Beschäftigte begnügen 
müssen, von 2003 bis 2013 um 
17 Prozent zugenommen, stel-
len die Experten fest. Wenn 
sich an der Einstellungspolitik 
der Städte und Gemeinden 
nichts ändere, werden im Jahr 
2023 die 55- bis 65-Jährigen 
die mit Abstand größte Alters-
gruppe unter den Beschäftig-
ten in Ämtern und Rathäusern 
bilden.

 < Hoher Krankenstand: 

Sorgen machen Personalver-
antwortlichen wie Personalrä-
ten auch die hohen Kranken-
stände von bis zu zehn Prozent. 
Zwar gelinge es häufig, etwa 
durch betriebliches Eingliede-
rungsmanagement, verträgli-
che Lösungen für den Einzelfall 
zu finden. Für ein umfassendes 
Gesundheitsmanagement und 
die Beseitigung der Überlas-
tungsursachen fehlten jedoch 
meist die Mittel. Angesichts 
der Altersstruktur seien viele 
Ausfälle nicht überraschend.  
Irgendwann schlage sich der 
Dauerstress in psychischen Er-
krankungen nieder. Wo körper-
liche Belastungen eine Rolle 
spielen, wie in Tiefbau- und 
Grünflächenämtern oder auf 
Bauhöfen, macht sich das Feh-
len der Jüngeren bemerkbar.

 < Nachwuchssorgen: 

Die Zeiten, in denen Gemein-
deverwaltungen „über Be-
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darf“ ausgebildet haben, sind 
laut der Studie lange vorbei. 
Hinzu komme, dass die öffent-
liche Verwaltung zumindest in 
ländlichen Regionen inzwi-
schen Schwierigkeiten hat, ge-
eignete junge Leute zu finden, 
konstatieren die Forscher. Ins-
besondere Fachkräfte fehlen, 
zum Beispiel Lebensmittelkon-

trolleure, Gesundheits- oder 
Computerspezialisten. Finanzi-
ell seien Jobs in der Gemein-
deverwaltung für gut Ausge-
bildete nicht interessant ge-
nug. Zumal neu eingestellte 
Beschäftigte häufig in niedri-
gere Entgeltgruppen einge-
stuft würden als ihre Vorgän-
ger.

 < Das Fazit der Experten: 

Notwendig sei „eine ausrei-
chende Ausfinanzierung der 
Kommunen für einen qualitativ 
hochwertigen Aufgabenvoll-
zug, zu guten Arbeitsbedingun-
gen für die Beschäftigten“. 
Mögliche Rationalisierungsge-
winne durch weiteren Technik-

einsatz dürften dazu kaum 
ausreichen. Denn auch wenn 
die Termine online vergeben 
werden, werde der Kundenver-
kehr nicht weniger, und On-
lineformulare müssten im 
Zweifel rascher bearbeitet  
werden. 

BBW-Chef beim Zukunftskongress Migration & Integration:

Ohne Personalverstärkung keine  
nachhaltige Integration
Der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende und BBW-Landesvorsitzende 
hat auf dem 1. Zukunftskongress Migration & Integration die Belange der 
Menschen im öffentlichen Dienst vertreten und eine bessere Abstimmung 
der Verfahren zwischen Bund, Ländern und Kommunen sowie eine effekti-
vere Kommunikation angemahnt. 

Bei der Veranstaltung, die am 
16. März 2016 in Berlin statt-
fand, haben über 600 Praktiker 
aus Politik, Verwaltung, Ge-
werkschaften und Wirtschaft, 
die an der Bewältigung des 
Flüchtlingszustroms mitarbei-
ten, über den ordnungspoliti-
schen Rahmen, die Herausfor-
derungen für die Gesellschaft 
und die Ausgestaltung eines 
Integrationsmanagements dis-
kutiert. 

Das Forum, an dem Stich teil-
nahm, stand im Zeichen des in-
ternationalen Dialogs: „Was 
machen andere anders/besser 

als wir? Können andere von uns 
lernen?“ Diesen Fragen gingen 
mit dem dbb Vize gemeinsam 
Romain Jeannottat (Schweiz), 
Roland Spengler (Österreich), 
Dr. Georg Thiel (BAMF) auf den 
Grund. Die Vertreter aus Öster-
reich und die Schweiz waren 
sich einig, dass ein direkter Ver-
gleich mit Deutschland in vie-
len Bereichen kaum möglich 
sei, da die Verwaltungsstruktu-
ren zu unterschiedlich seien. 
Allerdings gebe es Einzellösun-
gen, die auch für andere Staa-
ten interessant sein könnten. 
Beispielsweise handle die 
Schweiz nach dem Motto 

„schnell aber fair“ und stelle 
den Asylsuchenden kostenlo-
sen Rechtsbeistand zur Seite. 
Ferner werde großer Wert auf 
die Weiterentwicklung des 
Chancenmanagements gelegt, 
das die Mitarbeiter in die Ver-
änderung von Arbeitsprozes-
sen einbinde.

Thiel (BAMF) führte aus, dass 
das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge in diesem Jahr 
1,1 Millionen Asylentscheidun-
gen treffen werde, und die Be-
arbeitungszeiten durch Spezia-
lisierung und Digitalisierung 
auf 48 Stunden zurückgegan-

gen seien. Spätestens nach 
zwei Tagen wisse ein Flücht-
ling, ob er zurückgeführt wird 
oder das weitere Asylverfahren 
durchlaufen muss. Benötigt 
würden mehr Führungskräfte 
und eine kontinuierliche Mitar-
beiterqualifizierung.

Stich begrüßte die Maßnah-
men zur Verfahrensvereinfa-
chung, wies aber darauf hin, 
dass mit dem vorhandenen 
Personal die Integration der 
Flüchtlinge dauerhaft nicht be-
wältigt werden kann. Es müsse 
in allen Bereichen des öffentli-
chen Dienstes, von Kitas über 
Schulen bis zu Polizei und all-
gemeiner Verwaltung, dem Be-
darf entsprechend Personal 
eingestellt und ausgebildet 
werden. Zur Verbesserung der 
Kommunikation zwischen allen 
Ebenen bekräftigte Stich sei-
nen für Baden-Württemberg 
gemachten, aber bislang nicht 
realisierten Vorschlag, einen 
„Runden Tisch“ einzurichten, 
an dem Vertreter aus Politik, 
Gewerkschaften und Sozialver-
bänden Verfahrensweisen ab-
stimmen könnten. „Wenn die 
Beschäftigten die Integration 
vor Ort nicht bewerkstelligen 
können, wird das Erreichte in-
frage gestellt und die hier vor-
gestellten weiteren Möglich-
keiten bleiben Theorie. Die 
Menschen, die es machen, 
muss man mitnehmen“, sagte 
Stich. 

Ja
n 

Br
en

ne
r

 < Auf dem Podium: Volker Stich, dbb Vize und BBW-Landesvorsitzender; Dr. Georg Thiel, stellvertretender Leiter des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge; Moderation Solveigh Hieronimus, Partnerin McKinsey; Romain 
Jeannottat, Staatssekretariat für Migration in der Schweiz und Vizedirektor Planung und Ressourcen; Roland 
Spengler, Programm Manager Taskforce Asyl und Migration, Atos IT Solutions and Services GmbH (von rechts).
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Reaktion auf „Länderbericht Deutschland 2016“ der Europäischen Kommission

Staat muss Sparkurs verlassen und im  
öffentlichen Bereich mehr investieren
Die Europäische Kommission kommt in ihrem am 26. Februar veröffentlich-
ten „Länderbericht Deutschland 2016“ zu dem Schluss, dass hierzulande 
mit den Investitionen im öffentlichen Bereich kein Staat zu machen ist. Im 
Hinblick darauf hat der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende und BBW-
Landesvorsitzende Volker Stich seine Forderung nach mehr Investitionen 
der öffentlichen Hand erneuert. „Nicht nur die Europäische Kommission 
kommt zu dem Schluss, dass wir in Deutschland viel zu wenig investieren. 
Die öffentliche Infrastruktur, aber auch Bildung und Forschung brauchen 
dringend mehr Engagement“, unterstreicht Stich.

In dem Länderbericht bewertet 
die Europäische Kommission 
die wirtschaftlichen Aussichten 
des Landes. Der Bericht ist Teil 
des Europäischen Semesters, in 
dessen Verlauf alle Mitglied-
staaten über ihre Wirtschafts-
lage berichten müssen und 
schließlich in Abstimmung mit 
dem Rat länderspezifische 
Empfehlungen ausgesprochen 
werden.

Insgesamt mahnt Stich mehr 
Mittel für die öffentlichen 
Dienste an. Er ist überzeugt, 
dass dann die Flüchtlingskrise 
zu bewältigen ist. Volker Stich: 
„Deutschland muss seine 
Haushaltsüberschüsse verwen-
den, um zusätzlich in die Zu-
kunft zu investieren.“ Eine ver-
kommende Infrastruktur habe 
enorme Folgekosten, wirt-
schaftliche wie soziale, und 
„auch die Integration der dau-
erhaft bei uns bleibenden 
Flüchtlinge werde nur gelingen, 
wenn die Politik hier beherzt 
handele“. Der Länderbericht 
Deutschland zeige klar, dass 
die öffentlichen Investitionen 
inflationsbereinigt kontinuier-
lich zurückgingen. „Auf diese 
Weise verspielen wir die Zu-
kunft des Landes“, sagt Stich. 

Die Investitionen des öffentli-
chen Sektors liegen laut Kom-
mission nach wie vor signifikant 
unter dem Durchschnitt des Eu-

ro-Währungsge-
biets. „Das 
ist ein er-
staunlicher 
Befund, 
wenn 
man sich 
verge-
gen-
wär-
tigt, 
dass die 
meisten 
anderen 
EU-Staa-
ten drin-
gend ihre Haus-
halte entlasten 
müssen, wäh-
rend hierzulande 
die Steuereinnahmen sprudeln 
und wir Haushaltsüberschüsse 
erzielen“, so Stich. Angesichts 
der Wohnungsnot in Ballungs-
gebieten und der Flüchtlings-
krise seien Wohnungsbaupro-
gramme dringend erforderlich. 
„Bisher geschieht auf diesem 
Feld eindeutig zu wenig“, sagt 
Stich und mahnt: „Anreize für 
private Investoren reichen bei 
Weitem nicht aus.“

Besonders kritisch sieht Stich 
die auch aus seiner Sicht zu ge-
ringen staatlichen Ausgaben 
für Bildung und Forschung. Die 
Bildungsausgaben liegen in 
Deutschland seit 2009 stabil 
bei 4,3 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP), was auch 

die Kommission im 
Länderbericht 

Deutschland her-
vorhebt. Die Bun-

desrepublik lie-
ge damit bei 

den Bildungs-
ausgaben 
weit unter 

dem europäi-
schen Durch-

schnitt, moniert 
Stich. Die EU-
28 geben im 
Mittel fünf 

Prozent ihres 
BIP für Bil-

dung aus. Bei 
Forschung und Ent-

wicklung liegt Deutschland in 
der EU an fünfter Stelle, im 
Weltvergleich aber hinter Ja-
pan und Südkorea. „Es ist ja 
nicht erst seit der enormen He-
rausforderung der Integration 
der Flüchtlingskinder so, dass 
Deutschland mehr Investitio-
nen in sein Bildungswesen 
braucht“, sagt Stich. „Wird hier 
nicht schnell umgedacht, ist 
diese Aufgabe nicht zu schaf-
fen und Deutschland verliert 
auch an Innovationskraft und 
Wettbewerbsfähigkeit.“

 < Öffentlich-Private Partner-
schaften bringen nicht im-
mer finanzielle Entlastung

Stich teilt die Einschätzung der 
Kommission, dass Deutsch-

land mehr Spielraum für öf-
fentliche Investitionen hat. 
„Wir sollten die Gunst der 
Stunde nutzen und die Über-
schüsse gezielt für Schulen 
und Universitäten, die öffent-
liche Verkehrs- und Kommuni-
kationsinfrastruktur sowie im 
öffentlichen Dienst einsetzen.“ 
Langfristig, so der dbb Vize, si-
chere eine vorausschauende 
Investitionspolitik auch Steu-
ereinnahmen des Staates. 
„Der Staat nimmt ja nur Steu-
ern ein, wenn die Wirtschaft 
läuft, ihrerseits investiert und 
die Bürger Geld verdienen, das 
sie für Konsumzwecke ausge-
ben können.“

Nicht mit der Kommission einig 
ist Stich in der Bewertung al-
ternativer Finanzierungsinstru-
mente. „Die Kommission pusht 
jetzt mit dem Juncker-Plan 
wieder das Thema Öffentlich-
Private Partnerschaften. Das 
ist aber mit Vorsicht zu genie-
ßen, denn die legitime Gewinn-
maximierungsabsicht privater 
Investoren ist nicht wirklich 
vereinbar mit dem Gemein-
wohlinteresse, dass der Staat 
im Sinne der res publica zu ge-
währleisten hat.“ Auch zeigten 
alle bisherigen Erfahrungen, 
dass Öffentlich-Private Part-
nerschaften nicht immer finan-
zielle Entlastungen für den 
Staat nach sich ziehen.

Darüber hinaus gehe die Kom-
mission in ihrer Kritik am bun-
desdeutschen Länderfinanz-
ausgleich und dem Steuerwe-
sen zu weit, ist Stich über-
zeugt. „Das sind Fragen, die 
vom deutschen Souverän zu 
entscheiden sind.“ Anhaltender 
Investitionsstau in Deutsch-
land belaste jedoch Binnen-
markt und Währungsunion. 
„Das ist durchaus ein Thema 
für Europa.“ 
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Gedankenaustausch mit der Spitze des LBV

Im Fokus das Beihilferecht und die  
Bearbeitung von Beihilfeanträgen
Die Verschlechterungen im Beihilferecht, die Bearbeitungszeit von Beihil-
feanträgen und Fragen rund ums Jobticket waren die zentralen Themen, 
die BBW-Chef Volker Stich, die Präsidentin des Landesamts für Besoldung 
und Versorgung (LBV), Lessli Eismann, ihr Stellvertreter Robert Muschal und 
BBW-Geschäftsführerin und Justiziarin Susanne Hauth erörtert haben. Die 
einstündige Unterredung fand vor einigen Wochen im Haus des Beamten-
bunds in Stuttgart statt.

Der BBW-Vorsitzende bekräf-
tigte, dass seine Organisation 
die Landesregierung in der 
Pflicht sehe, die Verschlechte-
rungen im Beihilferecht zu-
rückzunehmen, die Grün-Rot in 
den zurückliegenden Jahren 
vorgenommen habe. Insbeson-
dere geht es dem BBW dabei 
um die Beseitigung der baden-
württembergischen Sonderre-
gelungen des Beihilfebemes-
sungssatzes in Höhe von 50 
Prozent für ab 2013  neu einge-
stellte Beamtinnen und Beam-
te sowie deren berücksichti-
gungsfähige Ehegatten. Im 
Vergleich der Bundesländer 
habe sich Baden-Württemberg 
hier auf einen Sonderweg be-
geben, dem die anderen Bun-
desländer aus gutem Grund 
nicht gefolgt seien, sagte Stich 
und fügte erklärend hinzu: 
Durch die abgesenkte Ein-
gangsbesoldung und die höhe-
ren Kosten für die Krankenkas-
se, um den abgesenkten Beihil-

febemessungssatz auszuglei-
chen, habe der öffentliche 
Dienst für Berufsanfänger 
deutlich an Attraktivität einge-
büßt. 

Neben der Beseitigung der ba-
den-württembergischen Son-
derregelung des Beihilfebe-
messungssatzes für neu einge-
stellte Beamtinnen und Beam-
te fordert der BBW auch die 
Rücknahme der zentralen Ver-
schlechterungen der vergange-
nen Jahre, insbesondere die Be-
grenzung der Beihilfefähigkeit 
zahntechnischer Leistungen 
auf 70 Prozent sowie die Ab-
senkung der Einkommensgren-
ze berücksichtigungsfähiger 
Ehegatten. 

LBV-Präsidentin Eismann zeigte 
Verständnis für den Unmut der 
von den Beihilfeverschlechte-
rungen Betroffenen. Zugleich 
wies sie jedoch auch darauf 
hin, dass es sich beim Beihilfe-

recht um ein schwieriges 
Rechtsgebiet handele, das in 
den Bundesländern unter-
schiedlich gestaltet sei. Sie plä-
dierte dafür, Überlegungen zur 
Rechtsvereinfachung anzustel-
len, beispielsweise zur Frage, 
inwieweit Leistungen pauschal 
oder differenziert abgerechnet 
werden müssten. Auf die künf-
tige Entwicklung im Beihilfe-
recht eingehend nannte sie als 
Schwerpunkt im Jahr 2016 die 
Umsetzung des Pflegestär-
kungsgesetzes I und II in die 
BVO. Stellung bezog sie auch 
zur Direktabrechnung von sta-
tionären Einrichtungen wie 
zum Beispiel Krankenhäuser 
und Pflegeheimen mit dem 
LBV. Diese Verfahrensweise 
können inzwischen Beihilfebe-
rechtigte wählen. 

Bearbeitungszeiten ihrer Bei-
hilfeanträge sorgen bei Betrof-
fenen insbesondere zu Haupt-
ferienzeiten immer wieder für 

Verdruss. Neben jahreszeitli-
chen Schwankungen führt die 
LBV-Präsidentin das Problem 
vor allem auf die zunehmende 
Komplexität des Rechts zurück. 
Oftmals seien bei Beihilfean-
trägen, die mitunter den Zeit-
raum von drei Jahren umfass-
ten, aufgrund mehrerer Ände-
rungsverordnungen drei unter-
schiedliche Rechtsstände der 
Beihilfeverordnung zu berück-
sichtigen. Deshalb warb Eis-
mann dafür, Beihilfeanträge 
möglichst zeitnah zu stellen, 
zumal seit dem 1. Juli 2015 die 
Mindestantragsgrenzen gefal-
len seien. 

Beim LBV gingen täglich rund 
4 000 Beihilfeanträge ein, warb 
Eismann um Verständnis für 
den immensen Arbeitsauf-
wand ihrer Behörde. Die Anträ-
ge gelangten nach einer manu-
ellen Aussortierung in die Da-
tenerfassung und seien dann 
auch im Kundenportal als Post-
eingang sichtbar. Ziel sei es, 
hier ein automatisches Scan-
nen und Erkennen zu erreichen, 
vergleichbar mit den Verfahren 
im Steuerbereich. Zum Abbau 
von Bearbeitungszeiten habe 
das LBV ein System über Ver-
stärkungsmaßnahmen instal-
liert.

Das Jobticket BW sorgt für Är-
ger. Darauf hat BBW-Chef Stich 
hingewiesen. Er berichtete von 
Mitgliedern, die sich beschwer-
ten, dass bereits bestehende 
Jobtickets nicht bezuschusst 
würden und ein Zuschuss nur 
beim Umstieg auf ein teureres 
Jobticket BW möglich wäre. 
Das sei tatsächlich so, räumte 
Präsidentin Eismann ein. Hin-
tergrund dafür sei die steuer-
rechtliche Problematik, die un-
ter anderem eine monatliche 
Zahlung und monatliche Bezu-
schussung erforderte.  

BB
W

 < Trafen im Haus des Beamtenbunds zusammen: BBW-Chef Volker Stich; die LBV-Präsidentin Lessli Eismann und ihr 
Stellvertreter Robert Muschal; BBW-Geschäftsführerin und Justiziarin Susanne Hauth (von links).
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Urlaub verfallen? – BVerwG-Urteil schafft Klarheit – BBW rät: 

Resturlaub vor Eintritt in Freistellungs-
phase der Altersteilzeit nehmen
Pech auf ganzer Linie hatte ein rheinland-pfälzischer Amtsinspektor, der 
während der ihm bewilligten Altersteilzeit im Blockmodell dienstunfähig 
erkrankte. Zum einen steht ihm ein finanzieller Ausgleich für den Urlaub 
nicht zu, den er aufgrund seiner Erkrankung während der aktiven Phase der 
Altersteilzeit nicht nehmen konnte. Doch damit nicht genug: Er muss zu-
sätzlich noch Gerichtskosten tragen. Denn das Bundesverwaltungsgericht 
hat das erstinstanzliche Urteil bestätigt und die Entscheidung des Ober-
verwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz aufgehoben, das dem Amtsinspektor 
einen finanziellen Ausgleich für 35 entgangene Urlaubstage zugebilligt 
hatte. Aufgrund dieses Urteils (Az.: BVerwG 2 C 3.15) rät der BBW allen 
Beamtinnen und Beamten, wenn möglich rechtzeitig vor Eintritt in die Frei-
stellungsphase der Altersteilzeit oder anderen Arten der Freistellung vor 
Eintritt in den Ruhestand ihren Resturlaub zu nehmen.

Dem Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts liegt folgender 
Leitsatz zugrunde: „Der An-
spruch auf finanzielle Abgel-
tung des bis zur Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses nicht 
in Anspruch genommenen 
Mindestjahresurlaubs aus Art. 
7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/
EG ist bei Beamten auf den 
Zeitpunkt des Ruhestandsein-
tritts zu beziehen. Dies gilt 
auch für Beamte, die in Alters-
teilzeit nach dem Blockmodell 
beschäftigt sind.“ 

 < Auslegungshinweise des 
Innenministeriums  
Baden-Württemberg

Aufgrund des BVerwG-Urteils 
hat das Innenministerium Ba-
den-Württemberg mit Hin-
weisschreiben vom 8. März 
2016 zusätzliche Auslegungs-
hinweise zur Urlaubsvergütung 
bei Eintritt in die Freistellungs-
phase der Altersteilzeit gege-
ben. Besonders wichtig ist dem 
Ministerium der Hinweis, dass 
die BVerwG-Entscheidung 
nicht nur bei Altersteilzeit im 
Blockmodell Anwendung fin-
det, sondern auch bei anderen 
Arten der Freistellung unmit-
telbar vor Eintritt in den Ruhe-

stand. Hervorzuheben ist in 
diesem Zusammenhang insbe-
sondere das Freistellungsjahr, 
das sogenannte Sabbatjahr, 
wenn dieses unmittelbar vor 
Eintritt in den Ruhestand ge-
legt wird. Der Wortlaut des 
Schreibens:

„Für aus dem Dienstverhältnis 
ausgeschiedene Beamtinnen 
und Beamte sieht § 25 a der Ar-
beitszeit- und Urlaubsverord-
nung (AzUVO) die Vergütung 
von nicht verfallenen Tagen des 
Erholungsurlaubs vor, die bis 
zur Beendigung des Dienstver-
hältnisses nicht genommen 
werden konnten. 

Bei Altersteilzeit von schwerbe-
hinderten Beamtinnen und Be-
amten, die in Form des Block-
modells vereinbart ist (§ 70  
Abs. 2 Satz 1 Nummer 2 LBG), 
war bisher rechtlich nicht ge-
klärt, zu welchem Zeitpunkt der 
europarechtlich garantierte Er-
holungsurlaub, der bis zum Aus-
scheiden aus dem Dienstver-
hältnis nicht genommen wer-
den konnte, zu ermitteln und 
von Amts wegen nach § 25 a 
AzUVO zu vergüten ist. Mittler-
weile hat das Bundesverwal-
tungsgericht mit Urteil vom  

19. November 2015 (Az.: 2 C 
3.15) entschieden, dass nicht 
auf den Zeitpunkt des Eintritts 
in die Freistellungsphase der Al-
tersteilzeit abzustellen ist, son-
dern vielmehr auf den Zeit-
punkt der Beendigung des 
Dienstverhältnisses durch Ver-
setzung oder Eintritt in den Ru-
hestand. 

Das Bundesverwaltungsgericht 
stellt in der Urteilsbegründung 
darauf ab, dass ein Beamter 
auch in der Freistellungsphase 
der Altersteilzeit im Beamten-
verhältnis verbleibe und weiter-
hin im Status des aktiven Beam-
ten stehe. In rechtlicher Hinsicht 
seien weder das Beamtenver-
hältnis aufgelöst noch der Sta-
tus als aktiver Beamter beendet. 
Die Altersteilzeit im Blockmo-
dell stelle eine besondere Form 
der Teilzeitbeschäftigung dar 
und beruhe auf der Annahme 
einer auch in der Freistellungs-
phase unterstellten Dienstleis-
tung. Damit sei die Vorstellung 
eines bereits beendeten ,Ar-
beitsverhältnisses‘ nicht verein-
bar. Auch sei in tatsächlicher 
Hinsicht durch den Beginn der 
Freistellungsphase nicht ausge-
schlossen, dass der Beamte ei-
nen verbliebenen Urlaubsan-

spruch realisieren könne. Denn 
dem Beamten stehe bei wesent-
lichen Änderungen der Sachlage 
ein Anspruch auf Änderung des 
Teilzeitbeschäftigungsverhält-
nisses zu. Dadurch könne es 
durchaus zu einer Rückkehr in 
den Dienst kommen. Die Inan-
spruchnahme noch bestehen-
den Urlaubs sei folglich auch  
in tatsächlicher Hinsicht unter 
Umständen noch möglich. 

Diese Rechtsauffassung des 
Bundesverwaltungsgerichts hat 
daneben zur Folge, dass Urlaub, 
der vor Eintritt in die Freistel-
lungsphase der Altersteilzeit 
nicht genommen werden konn-
te, nach den allgemeinen Re-
geln auch innerhalb der Freistel-
lungsphase verfallen kann. Die 
für den Verfall von Urlaubsan-
sprüchen maßgebende Erwä-
gung, dass der Zweck des Ur-
laubsanspruchs nicht mehr voll-
ständig erreicht werden könne, 
gelte auch für Beamte, die  
Altersteilzeit im Blockmodell 
gewählt haben. 

Demzufolge ist bei der Entschei-
dung, ob bei der Beendigung 
des Dienstverhältnisses nicht 
genommener Erholungsurlaub 
von Amts wegen unter den Vor-
aussetzungen des § 25 a AzUVO 
zu vergüten ist, einzig auf zum 
Zeitpunkt der Versetzung oder 
den Eintritt in den Ruhestand 
vorhandenen Erholungsurlaub 
abzustellen, der nicht bereits 
auch während der Freistellungs-
phase aufgrund der Regelung 
des § 25 Abs. 1 Satz 2 AzUVO 
verfallen ist. 

Entsprechendes muss auch für 
andere Arten der Freistellung 
gelten, die auf Antrag der Be-
amtin oder des Beamten bis vor 
die Versetzung oder den Eintritt 
oder in den Ruhestand gelegt 
sind, insbesondere für das Frei-
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Antrittsbesuch der neuen BDZ-Landesspitze beim BBW

Im Mittelpunkt: Die Optimierung der Zusammenarbeit
Zu einem ersten Meinungsaus-
tausch sind die beiden neuen 
Vorsitzenden der Bezirke Ba-
den und Württemberg der BDZ 
– Deutsche Zoll- und Finanzge-
werkschaft mit dem BBW-Vor-
sitzenden in Stuttgart zusam-
mengetroffen. 

Sowohl für Wolfgang Kailer (Be-
zirksvorsitzender Baden) als 
auch für Sven Hannuschka (Be-
zirksvorsitzender Württem-
berg) war es der erste Besuch in 
der BBW-Landesgeschäftsstelle. 

Beide waren Ende vergangenen 
Jahres als neue Vorsitzende der 
beiden Bezirke gewählt worden. 

Neben den Vorbereitungen der 
anstehenden Tarifrunde, mit 
eventuellen Maßnahmen in 
Baden-Württemberg, stand 
vor allem die Optimierung der 
Zusammenarbeit zwischen 
Bundesbeamtenverbänden 
und den dbb Landesbünden im 
Mittelpunkt der Unterredung, 
die kurz vor Ostern stattgefun-
den hat.  

stellungsjahr als Form der Teil-
zeitbeschäftigung nach § 69 
Abs. 5 LBG.

Beamtinnen und Beamte soll-
ten daher vor dem Eintritt in die 
Freistellung, die bis zum Ruhe-
stand andauert, auf die mögli-
chen Folgen hingewiesen wer-
den und Gelegenheit haben, 
verbliebenen Urlaub, soweit 
dies ihnen tatsächlich möglich 
ist, zu nehmen.“

 < Zum Sachverhalt,  
der dem BVerwG-Urteil  
zugrunde liegt: 

Dem 1948 geborenen Kläger 
aus Rheinland-Pfalz war auf 
seinen Antrag hin Altersteilzeit 
in Form der Blockbildung be-
willigt worden. Die Dienstleis-
tungsphase war (zuletzt) bis 
zum 30. September 2007, die 

daran anschließende Freistel-
lungsphase bis zum 30. Sep-
tember 2011 festgesetzt. Seit 
dem 9. März 2006 ist der Klä-
ger dienstunfähig erkrankt, mit 
Ablauf des Monats September 
2011 ist er in den Ruhestand 
versetzt worden.

Den im Oktober 2009 gestell-
ten Antrag auf finanzielle Ab-
geltung seines krankheitsbe-
dingt nicht genommenen Erho-
lungsurlaubs der Jahre 2006 
und 2007 lehnte sein Dienst-
herr mit der Begründung ab, 
dass nach der Landesurlaubs-
verordnung Urlaub verfalle, der 
nicht bis zum 30. September 
des Folgejahres genommen 
worden sei. Im Zeitpunkt des 
Ruhestandseintritts habe dem 
Kläger daher kein Urlaubsan-
spruch mehr zugestanden, der 
finanziell abzugelten sei.

Die Ablehnung seines Antrags 
wollte der Amtsinspektor nicht 
hinnehmen und klagte deshalb 
vor dem Verwaltungsgericht 
Koblenz (Az.: VG 5 K 1135/13.
KO). Da diese Klage erfolglos 
blieb, legte er Berufung ein 
und hatte Erfolg: Das Oberver-
waltungsgericht Koblenz gab 
ihm recht und verpflichtete 
den Dienstherrn, dem Kläger 
für 35 krankheitsbedingt nicht 
in Anspruch genommene Ur-
laubstage der Jahre 2006 und 
2007 eine finanzielle Abgel-
tung zu gewähren. Das OVG 
räumte in seiner Urteilsbe-
gründung zwar ein, dass der 
Urlaubsanspruch des Klägers 
zum Zeitpunkt des 
Ruhestands eintritts verfallen 
gewesen sei. Maßgeblich für 
den Anspruch auf finanzielle 
Abgeltung nicht in Anspruch 
genommenen Urlaubs sei aber 

der Eintritt in die Freistellungs-
phase. Ab diesem Zeitpunkt 
könne der Urlaub in tatsächli-
cher Hinsicht nicht mehr ge-
nommen werden.

Mit dieser Entscheidung war 
der Dienstherr nicht einver-
standen und legte Revision 
beim Bundesverwaltungsge-
richt (Az.: BVerwG 2 C 3.15) ein. 
Mit der Revision wandte er sich 
gegen die Interpretation des 
unionsrechtlichen Abgeltungs-
anspruchs durch das OVG Kob-
lenz und beantragte, das Urteil 
des Oberverwaltungsgerichts 
Rheinland-Pfalz vom 19. Au-
gust 2014 aufzuheben und die 
Berufung des Klägers gegen 
das Urteil des Verwaltungsge-
richts Koblenz vom 24. Januar 
2014 zurückzuweisen. Diesem 
Antrag ist das Bundesverwal-
tungsgericht nachgekommen. 

BB
W

 < Meinungsaustausch im Haus des Beamtenbunds: Wolfgang Kailer, Vorsit-
zender BDZ Baden; BBW-Chef Volker Stich; Sven Hannuschka, Vorsitzender 
BDZ Württemberg (von rechts).

Altersteilzeit für schwerbehinderte Tarifbeschäftigte

BBW fordert: Das Erfolgsmodell TV ATZ BW  
fortsetzen 
Der BBW setzt sich für eine 
Fortsetzung des Tarifvertrags 
zur Regelung der Altersteilzeit-
arbeit von schwerbehinderten 
Tarifbeschäftigten für den Be-
reich des Arbeitgeberverban-
des des öffentlichen Dienstes 

des Landes Baden-Württem-
berg (TV ATZ BW) ein.

Der TV ATZ BW kam zustande, 
nachdem sich im Spätsommer  
2012 der dbb und das Land Ba-
den-Württemberg auf neue ta-

rifliche Altersteilzeitregelungen 
für schwerbehinderte Tarifbe-
schäftigte des Landes Baden-
Württemberg verständigt hat-
ten. Der Tarifvertrag trat dar-
aufhin mit Wirkung vom 1. Ok-
tober 2012 in Kraft und ist seit-

her ein echtes Erfolgsmodell. 
Nach § 2 Abs. 4 TV ATZ BW 
muss das Altersteilzeitarbeits-
verhältnis allerdings vor dem  
1. Januar 2017 beginnen. Das 
hat zur Folge, dass ab dem 
nächsten Jahr keine neuen Ver-
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 z Kommunikations
management – bei  
Gesprächen überzeugend 
argumentieren

Seminar 2016 B086 GB vom  
17. bis 19. April 2016 in  
Königswinter.
Besprechungen und Verhandlun-
gen bestimmen einen Teil des 
beruflichen Alltags. Ob neue Ab-
läufe oder Projekte eingeführt 
werden, Sitzungen und Bespre-
chungen konkrete Ergebnisse er-
zeugen sollen, immer wieder  
stehen die Beteiligten vor der 
Aufgabe, ihre Ziele im Auge zu 
behalten und ihre Partner einzu-
beziehen. Erfolge stellen sich für 
sie dann ein, wenn sie ihre Stand-
punkte überzeugend darstellen, 
aber auch die Interessen der Be-
teiligten ausreichend berücksich-
tigen können. Es geht darum, die 
hinter den Botschaften verborge-
nen Bedürfnisse anzuerkennen, 
selber überzeugend zu argumen-
tieren, um dann Ergebnisse zu 
formulieren, die eine breite Zu-
stimmung erhalten. 
Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer lernen, ihre Standpunkte 
in Verhandlungen so darzustel-
len, dass sich ihre Argumente in 
den Ergebnissen zeigen. In Übun-
gen und Rollenspielen werden 
Auftreten, Rhetorik und Körper-
sprache trainiert. Geübt wird, 
wie man sich auf Verhandlungen 
richtig vorbereitet und wie die 
Gesprächsführung gestaltet 
wird. Auch schwierige Verhand-
lungs- und Beratungssituationen, 
die zum Beispiel am Telefon ent-
stehen, werden einbezogen.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z EDVSchulung –  
Digitale Fotografie/ 
Bildbearbeitung

Seminar 2016 B110 GB vom  
17. bis 19. April 2016 in  
Königswinter.

In diesem Seminar erlernen die 
Teilnehmer die digitale Bildbe-
arbeitung und das Erstellen von 
Fotobüchern. PC-Grundkennt-
nisse erforderlich.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Motivierende  
Moderationsmethoden: 
Sitzungs und  
Besprechungsgestaltung 

Seminar 2016 B145 GB vom  
5. bis 7. Juni 2016 in Königs-
winter.

Ein Praxisseminar zur Sozial- und 
Methodenkompetenz für Men-
schen in leitenden Positionen, 
Bürgermeister, Amts- und Res-
sortleitungen, Personalratsvor-
sitzende, Verantwortliche in 
Schulen und Ämtern, sowie für 
Fachkräfte, die sich immer wie-
der vor der Aufgabe einer mode-
rierenden Sitzung oder zu mo-
derierender Gespräche sehen.

Im Seminar werden Kenntnisse 
der aktivierenden Moderation 
vermittelt. Unter Anknüpfung 
an die Erfahrungen der  Teilneh-
merinnen und Teilnehmer wer-
den neue Moderationstechni-
ken eingeführt und erprobt. 
Diese entfalten aktivierende 
Wirkungen bei Besprechungen, 
Arbeitsgruppen- und Teamsit-
zungen sowie bei komplexen 
Planungs- und Konzeptionsgre-
mien. Im Fokus liegt die Ent-
wicklung des authentischen 
Moderationsstils der 
Teilnehmer/-innen. Erprobt 
wird der praxisnahe Einsatz un-
terschiedlicher Moderations-
methoden bei speziellen Anfor-
derungen. Das Seminar kann als 
Einzelseminar, aber auch als 
Aufbauseminar zum Seminar 
„Überzeugend argumentieren 
bei Besprechungen und Ver-
handlungen“ (B086) gebucht 
werden.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement

Seminar 2016 B152 GB vom  
10. bis 12. Juni 2016 in  
Königswinter.

Wie entsteht Stress? Was kann 
ich dagegen tun, im Beruf und 
im Alltag? In diesem Seminar 
können die Teilnehmer ihr „per-
sönliches Gesundheitsmanage-
ment“ erlernen. Als zentrale 

Punkte stehen dabei die Fragen 
– Umgang mit und Bewältigung 
von Stress – Richtige Ernährung 
– Bewegung und Sport – im 
Mittelpunkt. Zudem üben Sie, 
sich zu entspannen, erfahren 
hautnah die Bedeutung von 
Sport und Bewegung und ler-
nen, warum Ernährung und 
Wohlbefinden viel miteinander 
zu tun haben.

(Wochenendseminar)

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z EDVSchulung „Tablet“

Seminar 2016 329 GB vom  
19. bis 21. Juni 2016 in  
Königswinter. 

In diesem Seminar erlernen die 
Teilnehmer den Umgang und die 
Möglichkeiten von Tablet-PCs. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbetrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Personalund Organi
sationsentwicklung im 
Lichte von veränderten  
gesellschaftlichen und  
globalen, politischen  
Erfordernissen –  
WIE REAGIEREN WIR?

Seminar 2016 B169 GB vom  
10. bis 12. Juli 2016 in  
Königswinter.

Seminarangebote im Jahr 2016
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion  
im Jahr 2016 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

einbarungen mehr geschlossen 
werden können. BBW und dbb 
halten die Fortsetzung der 
Möglichkeit der Altersteilzeit 
für schwerbehinderte Tarifbe-

schäftigte (auch im Sinne des 
Gleichklanges mit dem Beam-
tenbereich) für sehr wichtig. 
Daher hat sich der für Tarifver-
handlungen zuständige Ge-

schäftsbereich Tarif des dbb be-
reits mit dem Arbeitgeberver-
band des öffentlichen Dienstes 
des Landes Baden-Württem-
berg in Verbindung gesetzt und 

diesen zu der Aufnahme von 
Tarifverhandlungen zur Verlän-
gerung des TV ATZ BW aufge-
fordert. Über den weiteren Ver-
lauf werden wir berichten. 
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Verwaltungsstrukturen im Wan-
del mit geplantem Besuch des 
Ministeriums für Verteidigung 
und dortige Info über Verwal-
tungsabläufe und Personalent-
wicklung. Das Seminar beleuch-
tet Maßnahmen, Instrumente, 
Ziele und Anforderungen der 
Personalentwicklung in aktuel-
len Spannungsfeldern wie zum 
Beispiel lebenslanges Lernen, 
Heimarbeits/Telearbeits plätze, 
familienfreundliche Arbeitswelt 
und so weiter. Erfahrungs- und 
Meinungsaustausch der Teilneh-
mer sollen  das Thema Personal-
entwicklung nicht nur beleuch-
ten, sondern daraus sollen sich 
auch praktikable Vorschläge für 
die Praxis entwickeln. Leitung: 
Alfred Maucher

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement: 
Gesund und fit bei der  
Büroarbeit

Seminar 2016 B173 GB vom  
15. bis 17. Juli 2016 in  
Königswinter.

In diesem Seminar wird speziell 
auf das „persönliche Gesund-
heitsmanagement“ bei der tägli-
chen Büroarbeit eingegangen. Es 
geht dabei um Stress und um 
wirksame Methoden, diesen zu 
vermeiden beziehungsweise zu 
bewältigen. Weiterhin wird auf 
die schützende und stressredu-
zierende Wirkung von Entspan-
nung, Sport und Bewegung ein-
gegangen und in der praktischen 
Anwendung geübt. Weitere 
Übungen und Tipps für den Hals-, 
Schulter- und Rückenbereich run-
den dieses Seminar ab.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro.

 z Meine Zeit gehört ...? – 
Work-Life-Balance

Seminar 2016 B307 GB vom  
17. bis 19. Juli 2016 in  
Königswinter.

„Wer sich mehr Zeit wünscht, 
wünscht sich eigentlich mehr 
Selbstbestimmung“ (Wilhelm 
Schmid, Geschäftsführer des 
Uhrenherstellers A. Lange & 
Söhne).

Die Aktenberge türmen sich, 
Aufgaben werden mehr, es 
kann vorkommen, dass man 
sich zu Besprechungen verspä-
tet, Erholung ist Mangelware, 
die Mitarbeiter klagen über zu 
wenig Verständnis, Abschalten 
fällt schwer, die Arbeit gewinnt 
... wie geht es eigentlich in mei-
nem Zuhause mit mir?

Aufbauend auf die persönlichen 
Erfahrungen und Vorstellungen 
der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer, gewinnen Sie Einblicke 
in Ihre Stärken und Verbesse-
rungsmöglichkeiten der bisheri-
gen Strategien im Umgang mit 
Ihrer Zeit. Es wird entrümpelt, 
es werden klare Strategien im 
Umgang mit unterschiedlichen 
Herausforderungen entwickelt. 
Und wer nichts tut, macht ś 
auch nicht besser.

Mit den im Seminar angebote-
nen Instrumenten lassen sich 
Lösungen für angespannte Situ-
ationen finden. Das erzeugt  
positive Wirkungen – am Ar-
beitsplatz und in der Work-Life-
Balance. Auf der Grundlage ei-
ner 4E-Methode erarbeiten sich 
die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer ein klares Zeitmanage-
ment, das die Zufriedenheit 
nachhaltig verbessern kann.

(Teilnehmerplätze 15)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Auf den Tisch mit den  
Gefühlen – Auseinander-
setzungen, auch im Kolle-
genkreis, konstruktiv lösen

Seminar 2016 B175 GB vom  
19. bis 21. Juli 2016 in  
Königswinter

Konflikte entfalten einen Sog. 
Meistens liegen nicht nur zwei 
im Streit – das gesamte Umfeld 
wird hineingezogen. Kollegen 
und Vorgesetzte fühlen sich ge-
nötigt, Partei zu ergreifen.  
Un-beteiligte leiden unter der 
schlechten Arbeitsatmosphäre. 
Wenn es soweit kommt, muss 
eine Klärung her. Sollten etwa 
undurchsichtige Entscheidungen 
zum Unmut führen, müssen Ab-
sprachen geändert werden. Die 
Konflikte lösen wichtige Impulse 
für Veränderungen aus. Obwohl 
es fast überall Ärger und Stress 
unter Kollegen gibt, so meiden 
doch viele Menschen eine offe-
ne Auseinandersetzung im Job. 
Sie fürchten einen Gesichtsver-
lust, wollen nicht unprofessio-
nell wirken, schweigen lieber in 
sich hinein. Das kann auch an-
ders sein.

Im Seminar sollen Hintergründe 
und Sachbezüge bei Auseinan-
dersetzungen auf den Tisch kom-
men. Es soll deutlich werden, 
dass man sich auch an scheinbar 
heißen Eisen nicht verbrennen 
muss. Den Mittelpunkt des Semi-
nares bildet die lösungsorientier-
te Gesprächsführung. Die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer 
erfahren, was sie zu konstrukti-
ven Lösungen beitragen können. 
Sie reflektieren ihr eigenes Kon-
fliktverhalten und erlangen mehr 
Klarheit und Sicherheit in der Be-
wältigung von Konflikten.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbetrag:  
Für Mitglieder 132 Euro.

 z Tarifpolitik

Seminar 2016 B240 GB vom  
24. bis 26. Oktober 2016 in  
Baiersbronn

Dieses Seminar richtet sich vor 
allem an Kolleginnen und Kolle-
gen, die sich für Arbeitnehmer-
fragen (Tarifrecht) interessie-
ren.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 180 Euro

Über unser Seminarangebot hi-
naus bieten wir auch die Mög-
lichkeit, über „Voucher“ Semi-
nare der dbb akademie zu 
buchen. Mit diesen Gutschei-
nen besteht die Möglichkeit, 
vergünstigt an Seminaren des 
offenen Programms der dbb 
akademie teilzunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka-
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe 
„Q“ vor der Seminarnummer) 
und fragen dann beim BBW 
nach, ob für diese Veranstal-
tung Voucher zur Verfügung 
stehen. Unabhängig von dem 
im Seminarprogramm veröf-
fentlichten Teilneh-merbetrag 
verringert sich dieser, durch die 
Inanspruchnahme des Vouchers 
auf 132 Euro.

Mit diesem neuen Angebot 
wollen wir unseren Mitgliedern 
die Möglichkeit einräumen, zu 
vergünstigten Teilnehmerge-
bühren, von dem vielseitigen 
Seminarangebot der dbb aka-
demie Gebrauch zu machen. 

Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über 
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare be-
reit. Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.
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Gewerkschaft für den öffentlichen Dienst

Niemand kommt im
heutigen Berufsleben

ohne
Gewerkschaftsvertretung aus.
Allein auf sich gestellt
haben Sie

wenig Chancen,
Ihre Interessen durchzusetzen
und Ihre Rechte wahrzunehmen.

130.000
Mitglieder

solidarisch

kompetent

erfolgreich

ja auch ich möchte

Mitglied werden!

BBW – Beamtenbund Tarifunion
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70005 Stuttgart
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Berufs-/Dienstbezeichnung

Ich bin beschäftigt bei

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Am Hohengeren 12
70188 Stuttgart

Telefon 07 11/1 68 76-0
Telefax 07 11/1 68 76-76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de
http://www.bbw.dbb.de

Dateiname: BBW-magazin_print_16.ps; Nettoformat:(210.00 x 297.00 mm); Datum: 09. Oct 2012 16:51:46; PDF-CMYK für Apogee; L. N. Schaffrath DruckMedien


